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Begründung für die Ablehnung eines Nachteilsausgleichs und/oder Notenschutzes 

 

 
 
Liebe Eltern, 
auch wenn Sie uns ein fachärztliches Gutachten vorlegen, aus dem eine für die Schule relevante Diagnose hervorgeht und in 
dem Empfehlungen zur Gewährung eines Nachteilsausgleichs und/oder Notenschutzes ausgesprochen werden, kann es sein, 
dass wir diesen nicht entsprechen. Das bedeutet nicht, dass wir die Diagnose anzweifeln, nur leider sind in vielen Gutachten 
Empfehlungen enthalten die mit den schulrechtlichen Bestimmungen und Rechtsvorschriften nicht vereinbar oder nicht mehr 
zutreffend sind.  So generiert auch eine AD(H)S keinen Nachteilsausgleich, wird dieser aber immer wieder in betreffenden 
Gutachten angeraten. Glücklicherweise ist es aber auch nicht immer so, dass sich medizinisch festgestellte Diagnosen in der 
Schule so auswirken, wie diese erwarten lassen könnten.  
 
Selbstverständlich berücksichtigen wir externe Gutachten und Empfehlungen, nur sind diese für unsere Entscheidung über 
notwendige Fördermaßnahmen und Nachteilsausgleiche weder allein maßgeblich noch verbindlich. Vielmehr sind für uns die 
Beobachtungen und Einschätzungen des Lern- und Leistungsvermögens und deren Ergebnisse in der Schule entscheidend.  
Sie werden als Eltern seitens der Schule informiert, wenn wir die Notwendigkeit einer Förderung feststellen. Ebenso veranlasst 
die Klassenkonferenz die Beantragung eines  Nachteilsausgleichs, wenn die entsprechenden Voraussetzungen vorliegen.  
 
Grundsätzlich „schützt“ ein Nachteilsausgleich nicht davor, Leistungen in vollem Umfang und auf dem der Klassenstufe 
entsprechenden Leistungsniveau erbringen zu müssen, sondern betrifft nur den Bereich der Leistungsbewertung. Hier können 
z.B. bis zu 25 % mehr Zeit in Klassenarbeiten oder zusätzliche Hilfsmittel wie ein Leselineal oder ein Duden zugelassen werden.  
 
Das Vorliegen einer Beeinträchtigung generiert nicht zwingend auch den Anspruch auf einen Nachteilsausgleich.  
Folgende Bedingungen und Rechtsvorschriften sind maßgeblich: 

• „Die Gewährung von Nachteilsausgleich nach § 58 Absatz 8 des Schulgesetzes muss zur Herstellung von 
Chancengleichheit individuell erforderlich, angemessen und geeignet sein.“ (§ 14a GsVO)  

• „Sind Schülerinnen und Schüler durch eine lang andauernde erhebliche Beeinträchtigung daran gehindert, ihr 
vorhandenes Leistungsvermögen darzustellen, erhalten sie besondere Unterstützungsmaßnahmen, die diese 
Beeinträchtigung ausgleichen (Nachteilsausgleich).“ (§ 58 Abs. 8 SchulG) 

• „Eine lang andauernde erhebliche Beeinträchtigung im Lesen und im Rechtschreiben im Sinne von § 58 Absatz 8 des 
Schulgesetzes liegt vor, wenn Schülerinnen und Schüler besondere Schwierigkeiten beim Erlernen und beim 
Gebrauch der Schriftsprache und beim Lesen haben, die [...] erheblich vom übrigen Leistungsvermögen abweichen 
und durch allgemeine Förderung nicht behoben werden können.“ (§ 16 Abs. 1 GsVO) 

• „Eine lang andauernde erhebliche Beeinträchtigung im Rechnen im Sinne von § 58 Absatz 8 des Schulgesetzes liegt 
vor, wenn Schülerinnen und Schüler besondere Schwierigkeiten im Rechnen haben, die [...] erheblich vom übrigen 
Leistungsvermögen abweichen und durch allgemeine Förderung nicht behoben werden können.“  
(§ 16a Abs. 1 GsVO) 

• „Die Entscheidung über die Notwendigkeit der spezifischen Förderung trifft die das Fach Deutsch/Mathematik 
unterrichtende Lehrkraft.“ (§ 16 und 16a Abs. 3 GsVO) 

• „Die Förderung […] endet grundsätzlich, wenn mindestens ausreichende Leistungen im Lesen und Rechtschreiben/in 
Mathematik erreicht werden.“ (§ 16 und 16a Abs. 4 GsVO) 

Alle auffälligen Lern- und Leistungsbeobachtungen, besonderen Rücksichten, Förder- und Forderbedarfe werden in den 
Lernentwicklungsgesprächen mit den Kindern erörtert, anlassbezogen und regelmäßig mit den Eltern und mindestens 
halbjährlich innerhalb der Klassenkonferenz beraten und notwendige Unterstützungsmaßnahmen initiiert. 


